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Setziftb Haiwnft.

Geschäftsordnung
für den Provinziallandtag der Nheinprovinz.

lAbkürzunnen: P.L. -- ProvinzinUandtaa! P.A. ^ ProUin«
zialnuZlchuß! P.O. -^ Prouinzwlordnuny.) ,

Eröffnung des ß 1. Nach Eröffnung des P.L. durch den Kom-
Landtllgcs. inifsar der Staatsregierung übernimmt das älteste

anwefendc Mitglied, welches dazu bereit ist, den
Vorsitz nnd bernft die beiden jüngsten dazn bereiten
Mitglieder als Schriftführer und Stimmzähler
(§ 32 P.O.).

Vuisitzende.8 2. (1) Nach Feststellung der Beschlußfähigkeit durch
Namensaufruf wählt der P.L. mit Stimmzetteln
in befonderen Wahlgängen den Vorsitzenden nnd
bis zn 3 Stellvertreter. Gleichzeitig hat der P.L.
zn bestimmen, welcher von den Gewählten Stellver¬
treter im Sinne des § 32 der P.O. sein soll. Ge¬
wählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen
gültigen Stimmen erhält. Ergibt sich eine solche
Mehrheit nicht, so kommen die beiden Anwärter
mit den höchsten Stimmenzahlen in die engere
Wahl. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los
durch die Haud des Vorsitzenden. Wenn kein Ab¬
geordneter widerspricht, wird durch Zuruf gewählt.
Im übrigen gelten für die Wahl die Vorschriften
der Wnhlordnnng des P.L.

Beisitzer. (2) Außerdem werdeu vier Beisitzer bestellt. Sie
werden durch den Ältestenrat nach den Grundsätzen
des Verhältuiswahlrechtes auf die Fraktionen ver¬
teilt, soweit nicht dnrch eine im Ältestenrat erfolgte
tlbcreinkunft anders bestimmt wird. Die Frak-



Vorgeschlagene neue HaNuna.
(Die Änderungen sind durch Sperrdruck kenntlich

gemacht.)

unverändert.

unverändert.



tionen benennen die Beisitzer vor Beginn der Er-
öffnungs-Sitzung schriftlich dem Landtagsbüro; der
Vorsitzende macht die Namen bekannt.
(3) Der Vorsitzende kann erforderlichenfalls einen
Abgeordneten zum Vertreter eines verhinderten
Beisitzers bestellen.

Sitzungs- ß3. (1) Der Vorfitzende vertritt den P.L., er leitet
vorstand. ^^ Verhandlungen nnd Geschäftsführnng.

(2) Die Beisitzer unterstützen den Vorsitzenden. Ins¬
besondere liegt ihnen ob, die Schriftstücke zu ver¬
lesen, die Rednerliste zn führen, den Namensaufruf
zu bewirken, die Stimmen zu sammeln und zu
zählen; auch haben fie für die Aufnahme der Nieder-
fchrift zu forgen.
(3) Der Vorsitzende nnd die beiden dienstthuenden
Beisitzer bilden den Sitzungsvorstand.

Fraktionen. 8 4. (1) Als Fraktion gilt eine Vereinigung von min¬
destens 5 Abgeordneten, die sich zur dauernden ge¬
meinsamen Arbeit im P.L. vereinigt haben. Jeder
Abgeordnete kann nur einer Fraktion angehören.
Ständige Gäste einer Fraktion gelten als Mitglieder.
(2> Die Nildung eiuer Fraktion, ihre Bezeichnung,
die Namen ihrer Vorfitzenden nnd Mitglieder sowie
die Stelle, an welche für sie bestimmte Mitteilungen
zu richten find, sind dem Landtagsbüro sofort mit¬
zuteilen.

Ältestenrat. 8 5. (1) Zur Beratung nnd Beschlußfassung über
gemeinsame Angelegenheiten, namentlich über den
Arbeitsplan, wird ein Ältestenrat von 15 Mitgliedern
gebildet.
(2) Die Sitze werden nach der Starte der Fraktionen
unter Anwendung der Berechnungsart der Verhält¬
niswahl verteilt. Wenn auf eine Fraktion ein Sitz
nicht entfällt, kann sie ein Mitglied mit beratender
Stimme entsenden. Die Fraktionen benennen die
Mitglieder schriftlich dem Vorsitzenden, welcher die
Namen dem Landtag bekanntgibt.
(3) Der Vorsitzende des P.L. oder sein Stellvertreter



unverändert.

unverändert.

unverändert.



führt den Vorsitz; er und seine Stellvertreter haben
beratende Stimme. Bei Beratung des Arbeits¬
planes und mit ihm zusammenhangender Fragen
sollen der Vorsitzende des P.A. und der Landes¬
hauptmann mit beratender Stimme zugezogen
werden.
(4) Der Ältestenrat wird vom Vorsitzenden zusammen-
berufen; auf Antrag von 3 Mitgliedern muh dies
geschehen.

Wllhlpiüsung.ß 6. Die Vorprüfung der Wahlen zum P.L., über
deren Gültigkeit gemäß § 20 des Wahlgesetzes vom
7. Oktober 1925 der PH. zn beschließen hat, erfolgt
dnrch den Wahlprüfungsausschnß <H 9).

Urlaub. § 7. Jeder Abgeordnete ist verpflichtet, an den
Arbeiten des P.L. teilznnehmen, folange fein Wahl-
anftrag nicht für ungültig oder für erloschen erklärt
oder foust erledigt ist. An der Abstimmung über den
eigenen Wahlanftrag darf sich kein Abgeordneter
beteiligen.
(2) Urlaub für einen Tag erteilt der Vorsitzende, auf
längere, jedoch nicht ans unbestimmte Zeit der P.2-

Öffentlichkeit 8 8. Die Sitzungen des P.L. find öffentlich. Auf
der Sitzungen. Antrag von 10 Abgeordneten kann der P.L. mit

Zweidrittelmehrheit die Öffentlichkeit für einzelne
Gegenstände ansfchließen. Über den Antrag wird
in nichtöffentlicher Sitznng verhandelt.

Ausschüsse. 8 »< (1) Der P.L. bestellt bei Beginn jeder Tagung
zur Vorbereitung der Verhandlungen folgende Aus-
fchüffe:
1. die erforderliche Zahl von Fachausschüssen, deren

Geschäftsbereich tunlichst im Anschlnß an die Ge¬
schäftsverteilung der Provinzialverwaltung voM
Altestenrat bestimmt wird;

2. einen Wahlprüfnngsansschnß;
3. einen Gefchäftsordunngsausfchuß.
(2) Für einzelne Gegenstände oderFragen können be¬
sondere Ausschüsse vom Landtag eingesetzt werden.



unverändert.
Znsatz, neuer Satz: An der Abstimmung über
den eigenen Wahlauftrag darf sich kein
Abgeordneter beteiligen.
(1) Jeder Abgeordnete ist verpflichtet, sich Anwesenheit
nach seiner Ankunft am Tagungsorte anf uncmv.
einem vom Vorsitzenden bestimmten Vor-

lck beim Landtagsbüro anzumelden.druck

Abs. 2 unverändert,

unverändert.

unverändert.



(3) Die Zahl der Mitglieder der Ausschüsse soll in der
Regel 15 betragen.
8 1«. (1) Der Ältestenrat verteilt bei Beginn jeder
Tagung die Sitze in den Ausschüssen nach der Stärke
der Fraktionen unter Anwendung der Berechnungs-
art der Verhältniswahl; Listenverbindnngen sind zu
berücksichtigen, wenn schriftliche Mitteilung darüber
vor der Beschlußfassung des Ältestenrates dem Vor¬
sitzenden vorliegt. Unberücksichtigt gebliebene Frak¬
tionen sind berechtigt, ein Mitglied mit beratender
Stimme zu entsenden.
(2> Nach denselben Grundsätzen wird bestimmt, welche
Fraktionen den Vorsitzenden und seine Stellver¬
treter in den einzelnen Ausschüssen zu stellen haben.
(3) Die Fraktionen haben dem Landtagsbüro bis zu
einem vom Vorsitzenden zu bestimmenden Zeit¬
punkte die Namen der Mitglieder, des Vorsitzenden
und des stellvertretenden Vorsitzenden schriftlich zu
benennen; sie sind dem P.L. bekanntzugeben. Jede
Fraktion kann die ihr zustehenden Sitze und Amter
an Abgeordnete abtreten, die ihr nicht angehören.
(4) Die Fraktionen haben dem Ausschußvorsitzenden
jede Veränderung in der Besetzung der Ausschüsse,
die jederzeit zulässig ist, mitzuteilen.

Vorlagen usw. § 11. Die für den P.L. bestimmten Vorlagen der
für den Staatsregierung und des P.A. siud den Abgeord-
Landtag. „^ri zeitig, möglichst vor Eröffnung des P.L. ge¬

druckt zuzusenden. Sonstige Vorlagen, Eingaben,
Uranträge von Abgeordneten teilt der Vorsitzende
in der Sitzung mit; er bestimmt, ob sie durch Abdruck
oder durch Auslegung zur Kenntnis der Abgeord¬
neten gebracht werden.

VestehenZweifeldarüber, ob der Gegenstand einer
Vorlage, einer Eingabe oder eines Antrages zur Zu¬
ständigkeit des P.L. gehört, so beschließt der Ältesten¬
rat darüber, ob die Angelegenheit auf die Tagesord¬
nung gesetzt werden soll. Entgegen einem Beschlusse
des Ältestenrates ist die Angelegenheit auf die Ta¬
gesordnung zu fetzen, wenn ein Drittel der AbstiM-



unverändert.

(1) Die für den P.L. bestimmten Vorlagen der Vorlagen usw.
Stlllltsregierung und des P.A. sind den Nbgeord- für den
neten zeitig, möglichst vor Eröffnung des P.L., ge- ^"°mg.
druckt zuzufenden.

NeuerAbs. 2. Die Haushaltspläne werden in
der Regel zunächst in der Vollsitzung des
P.L. als Ganzes besprochen; dann werden
die einzelneu Haushaltspläne den zustän¬
digen Fachausschüssen überwiesen. Nach
Erledigung in den Fachausschüssen wird in
der Vollsitzung über die einzelnen Haus-



nienden dieses verlangt. Gine Erörterimg ist nur
im Nahmen der Geschäftsordnungsbesprechung zu-

Alle Vorlagen, Eingaben und Uranträge, welche
dem P.A. nicht vorgelegen haben, sind sofort dem
Vorsitzenden des P.A. nnd dem Landeshauptmann
mitzuteilen, damit der P.A. die Möglichkeit hat,
dazu Stelluug zu uehmen.

Anträge, ß 12. Uranträge müssen schriftlich eingereicht
und von mindestens 5 Abgeordneten unterzeichnet
sein.

Bei Uranträge«, die namens einer Fraktion ge¬
stellt werden, genügt die Unterschrift des Vorsitzen¬
den oder dessen Stellvertreters unter Bezeichnung
des Namens der Fraktion.

Abänderuugsanträge und Anträge auf Annahme
einer Gntschließnng im Anschluß an die Verhandlung
über einen bestimmten Gegenstand können bis zuw
Schluß der Verhcmdlungen über die Besprechung des
Gegenstandes gestellt werden, auf den sie sich be¬
ziehen; sie müssen schriftlich eingereicht werden.

10



haltspläne verhandelt und beschlossen und
nach deren Festsetzung über die Haushalts¬
pläne als Ganzes.
NeuerAbs. 3. Über die geschäftliche Behand¬
lung der Vorlagen der Staatsregierung
und sonstiger Vorlagen des P.A. bestimmt
der P.L.

M Uranträge müssen schriftlich eingereicht werden uicmtläao.
und von mindestens 5 Abgeordneten unterzeichnet
sein. Werden sie namens einer Fraktion gestellt, so
genügt die Unterschrift des Fraktionsvorfitzenden
oder seines Stellvertreters unter Bezeichnung des
Namens der Fraktion.
NeuerAbs. 2. Bestehen Zweifel darüber, ob
der Gegenstand eines Antrages znr Zu¬
ständigkeit des P.L. gehört, so ist ein Be¬
schluß des Ältestenrates hierüber herbei¬
zuführen. Entgegen dem Beschlusse des
Ältestenrates ist der Antrag auf die Tages¬
ordnung zu fetzen, wenn es auf Antrag vom
P.L. befchlofsen wird; der Antrag muß von
10 Abgeordneten unterstützt werden. Eine
Erörterung ist nur im Nahmen der Ge¬
schäftsordnungsbesprechung znlässig.
Neuer Abs. 3. Alle Uranträge sind sofort
durch den Landeshauptmann dem P.A. mit¬
zuteilen, damit der P.A. die Möglichkeit
hat, dazu Stellung zu nehmen.

Neuer Abf. 4. Über die gefchäftliche Behand¬
lung der zugelassenen Uranträge bestimmt
der P.L. Alle Anträge, deren Annahme
eine in den Haushaltsplänen oder in einer
sonstigen Vorlage des P.A. nicht vorge¬
sehene Mehrbelastnng der Provinz oder
eine Verminderung der Einnahmen zur
Folge haben würde, müssen auch in dem

ll



Geschäftliche ß 13. Die Haushaltspläne werden in der Regel
Behandlung zunächst in der Vollsitzung des P.L. als Ganzes be-

^l ^tsl,?"^ sprechen; dann werden die einzelnen Haushaltspläne
ya p ane, ^^ zuständigen Fachausschüssen überwiesen. Nach

Erledigung in den Fachausschüssen wird in der Voll¬
sitzung über die einzelnen Haushaltspläne verhan-
delt und beschlossenund nach deren Feststellung übel
die Haushaltspläne als Ganzes.

K) der Cm» Eingaben können nur verhandelt werden, wenn
gaben; sie spätestens 2 Tage vor der Eröffnung des P.L.

eingegangen sind. Der Vorsitzende überweist sie
dem zuständigen Fachausschuß.

«) sonstiger Über die geschäftliche Behandlung sonstiger Vor-
Vorlagen lagen, Eingaben oder Anträge wird vom P.L. be-

und Anträge, stimmt.
Anträge, deren Annahme eine in den Haushalts¬

plänen oder in einer Vorlage des P.N. nicht vorge¬
sehene Mehrbelastung der Provinz oder eine Ver¬
minderung der Einnahmen zur Folge haben würde,
müssen auch in dem Ausschuß beraten werden, zu
dessen Zuständigkeit die allgemeine Finanzverwal¬
tung gehört.

Anberaumung8 14. (1) Am Schlüsse jeder Sitzung schlägt der Vor-
der Sitzungen sitzende Zeit und Tagesordnung der nächsten Sitzung
des Landtages v^. Bei Widerspruch eines Abgeordneten entschei¬

det der Landtag, wenn der Widerspruch von 1l) an¬
wesenden Abgeordneten unterstützt wird. Die Ta¬
gesordnung wird den Abgeordneten durch Druck
oder durch Anschlag zur Kenntnis gebracht; sie ist
auch dem Kommissar der Staatsregierung, dein
Vorsitzenden des P.A. und dem Landeshauptmann
mitzuteilen.
(2) Wird für denselben Tag eine neue Sitzung mit
Fortsetzung der bisherigen Tagesordnung anbe¬
raumt, so genügt es, wenn der Vorsitzende dies
mündlich verkündet. Er kann in diesem Fall einen

12



Ausschuß beraten werden, zu dessen Zu¬
ständigkeit die allgemeine Finanzverwal¬
tung gehört.
Eingaben können nur verhandelt werden, Eingaben,
wenn sie spätestens 2 Tage vor Eröffnung
des P.L. eingegangen sind. Gehört eine
Eingabe offenbar nicht zur Zuständigkeit
des P.L., so kann der Vorsitzende sie dem
Einsender unter Hinweis ans die zustän¬
dige Stelle zurücksenden; im übrigen über¬
weist der Vorsitzende die Eingaben dem zu¬
ständigen Ausschuß zur Beratung gemäß
8 49.

unverändert.
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Gegenstand, über den ergebnislos abgestimmt wor¬
den ist, selbständig an eine andere Stelle der Tages¬
ordnung stellen oder ihn von der Tagesordnung
dieser Sitzung absetzen.

8 15. (1) Der Vorsitzende kann Zeit und Tagesord¬
nung der nächsten Sitzung selbständig festsetzen,
wenn der P.L. ihn hierzu ermächtigt hat oder wenn
die Festsetzung wegen Beschlußunfähigkeit oder aus
anderen Gründen nicht möglich war.
(2) Auch sonst kann der Vorsitzende ausnahmsweise
eine Sitzung anberaumen oder Nachträge zu einer
Tagesordnung festsetzen; er hat bei Eröffnung der
Sitzung die Genehmigung des P.L. hierzu einzu¬
holen.

Reihenfolge ß 16. (1> Gegenstände, die nicht auf der Tagesord-
bei nung stehen, dürfen nur beraten werden, wenn lein

^emtung. Nbg^dn^ widerspricht.
(2) Die Reihenfolge der auf derTagesordnung stehen¬
den Gegenstände darf nicht geändert werden, wenn
10 anwesende Abgeordnete widersprechen. Der
P.L. kann einen Gegenstand von der Tagesordnung
absetzen.
(3) Gegenstände der Tagesordnung, zu denen nach
Ablauf einer Stunde nach Beginn der Sitzung keine
Wortmeldung vorliegt, kann der Vorsitzende außer
der Reihe zur Beschlußfassung stellen, wenn auf der
Tagesordnung auf diese Möglichkeit hingewiesen ist.
(4) Die gemeinsame Besprechung gleichartiger oder
verwandter Gegenstände kann jederzeit beschlossen
werden.

Leitung und 8 17. (1) Der Vorsitzende eröffnet, leitet und schließt
Schließung die Sitzung. Eine Erörterung über die Recht- oder
der Sitzung.Zweckmäßigkeit seiner Anordnungen kann er auf die

nächste Sitzung verschieben.
(2) Wenn der Vorsitzende zur Sache sprechen will,
muß er den Vorsitz abtreten.
(3) Vor Erledigung der Tagesordnnng kann die
Sitzung nur auf Befchluß des P.L. geschlossenwer-

14



unverändert.

unverändert.

unverändert.
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den, und zwar auf Vorschlag des Vorsitzenden oder
auf Antrag von 15 anwesenden Abgeordneten.

Redeoidnung.§ 18. (1) Niemand darf sprechen, ohne daß ihm der
Vorsitzende das Wort erteilt hat. Der Vorsitzende
kann anordnen, daß die Wortmeldungen schriftlich
bei dem Beisitzer zu erfolgen haben, der die Redner¬
liste führt.
(2) Der Vorsitzende bestimmt die Reihenfolge der
Redner, falls der Ältestenrat nicht anders bestimmt.
Hierbei foll maßgebend sein zunächst die Sorge für
sachgemäße Erledigung der Geschäfte und für eine
zweckmäßige Gestaltung der Besprechung, daneben
besonders die Rücksicht auf die verschiedenen Partei-
richtungen, die Möglichkeit der Verteidigung auf
Angriffe sowie eine Einigung der Fraktionen unter¬
einander. Der erste Redner in der Besprechung soll
nicht der Partei des Antragstellers entnommen
werden.
(3> Jeder Abgeordnete kann seinen Platz in der Red¬
nerliste abtreten.

Veiichteistat» 8 19. (1) Der Berichterstatter und bei Uranträgen
tei und der Antragsteller kann sowohl bei Beginn wie nach

Antragsteller.Schluß der Besprechung das Wort verlangen.
(2) Die Berichterstatter haben die Ausschußanträge
zu vertreten. Sie dürfen sich auch sonst an der Be¬
ratung beteiligen, jedoch nur außerhalb des Be¬
gründungs- und des Schlußwortes; sie müssen dabei
erkennbar machen, daß sie nicht als Berichterstatter
sprechen.

16



unverändert.

Abs. 1 und 2 unverändert.

Neuer Abs. 3. (3) Abänderungsanträge und Münde»
Anträge auf Annahme einer Entschlie-rungsantMe
ß"ng im Anschluß an die Verhandlung"^
über einen bestimmten Gegenstand können ^i Ent-
bis zum Schluß der Besprechung über die- schliehung.
sen Gegenstand gestellt werden; sie müssen
schriftlich eingereicht werden.

I?



Kommissar 8 20. Der Kommissar der Staatsregierung und
der Staats«- die zu seiner Vertretung oder Unterstützung anwe-
gleiungusw. senden Staatsbeamten, der Vorsitzende des P.A-,

hören die mit der Vertretung der Vorlagen des P. A. von
diesem beauftragten Berichterstatter, der Landes¬
hauptmann und die von ihm beauftragten Provin-
zialbeamten müssen auf Verlangen jederzeit gehört
werden.

Vemeilungen 8 21. (1) Zur Geschäftsordnung muß das Wort
zui Geschäfts« jederzeit gegeben werden, nicht aber während einer

ordnung. R^e oder einer Abstimmung.
(2) Bemerkungen zur Geschäftsordnung dürfen sich
nur auf die geschäftliche Behandlung des zur Be¬
sprechung oder Neschlußfafsung stehenden Gegen¬
standes oder auf die Gefchäftslage des P.L. be¬
ziehen und nicht länger als fünf Minuten dauern.

Persönliche 8 22. Zu persönlichen Bemerkungen wird das
Bemerkungen. Wort erst nach Schluß oder Vertagung der Bespre¬

chung erteilt. Sie dürfen nur persönliche Angriffe
abwehren und eigene Ausführungen klarstellen.

Abgabe von 8 23. Außerhalb der Tagesordnung kann der Vor-
Viklarungen.sitzende das Wort zu einer tatsächlichen Feststellung

oder persönlichen Erklärung erteilen; sie ist ihm vor¬
her schriftlich vorzulegen.

Form 8 24. Die Redner sprechen vom Rednerpult aus.
der Reden. Es ist nicht gestattet, Reden vorzulesen; sonstige

Schrift- oder Druckstückedürfen nur mit Erlaubnis
des Vorsitzenden vorgelesen werden; die Erlaubnis
kann zurückgenommen werden.

Längstdauei 8 25. Der P.L. kann für bestimmte Beratungen
der Reden, auf Antrag des Ältestenrats mit Dreiviertelmehr¬

heit eine Üängstdauer der Reden festfetzen. Nach
Beginn der Beratung ist ein solcher Beschluß nur
zulässig, wenn allen Parteien Gelegenheit gegeben
war, zu Worte zu kommen, über den Antrag wird

18



unverändert.

unverändert.

unverändert.

Außerhalb der Tagesordnung kann der Vorsitzende
das Wort zu einer tatsächlichen Feststellung,soweit
sie sich nur auf Gegenstände bezieht, die
zur Zuständigkeit des Provinziallandtages
gehören, oder zu einer persönlichenErklärung er¬
teilen-, in beiden Fällen ist sie ihm vorher schriftlich
vorzulegen.
unverändert.

unverändert
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ohne Besprechung entschieden. Spricht ein Abge¬
ordneter länger, so entzieht ihm der Vorsitzende
nach einmaliger Mahnung das Wort.

Ruf „Zui ß 2«. (1) Wenn ein Redner die Ordnung verletzt,
^ld"ung"undso kann ihn der Borsitzende „zur Ordnung" und
«zur a )e . ^^ ^ ^^ h^ Wegenstand der Verhandlung ab¬

schweift, „zur Sache" rufen.
(2) Der Redner kann gegen einen Ordnungsruf spä¬
testens am folgenden Werktag schriftlich Ginspruch
erheben. Der Einspruch ist frühestens auf die Tages¬
ordnung der nächsten Sitzung zu setzen. Der P.2.
entscheidet ohne Besprechung, ob der Ordnungsruf
gerechtfertigt war.

Entziehung
des

Wurtes.
8 27. (1) Ist ein Redner in derselben Sache dreimal
„zur Ordnnng" oder „zur Sache" gerufen worden,
so kann der P.L. auf Anfrage des Vorsitzenden be¬
schließen, daß ihm das Wort entzogen werde, wenn
er nach dem zweiten Ruf „zur Ordnung" oder „zur
Sache" auf diefe Folge hingewiefen worden ist.
(2) Ist einem Redner das Wort entzogen, dann kann
ihm bis zur Eröffnung der Abstimmung über den
Gegenstand das Wort nicht mehr gegeben werden.

Oldnungsbc«ß 28. (1) Wenn ein Abgeordneter die Ordnung Ver¬
stimmungen.^^ ruft der Vorsitzende ihn mit Nennung des Na¬

mens „zur Ordnung"- §26 Abs. 2 findet entspre¬
chende Anwendung.

Wenn ein Abgeordneter nach dem dritten Ord¬
nungsruf die Ordnung weiter verletzt oder dnrch
fortgesetzten Widerstand gegen die Anordnuugen des
Vorsitzenden die Verhandlnngen empfindlich stört,
kann er auf Anfrage des Vorfitzenden mit Zustim¬
mung des Ältestenrates auf einen Tag von der
Sitzung ausgeschlossen werden.

20



unverändert.

unverändert.

Zusatz (Z. Absatz):
Ausführungen, die ein Redner nach Ent¬

ziehung des Wortes macht, werden in den
Sitzungsbericht nicht aufgenommen.
Abf. 1 unverändert.

(2)WegengröblicherVerletzungderOrdnung
kann der Vorfitzende ein Mitglied bis zn
^Sitzungstagen von der Teilnahme an den
-Verhandlungen ansfch ließen.
(3)Der von der Sitzung ausgefchlofseneAb-
geordnete hat den Sitzungssaal sofort zu
verlassen. Tut er dies trotz Aufforderung

2l



8 29. Wenn störende Unruhe entsteht, kann der
Vorsitzende die Sitzung auf bestimmte Zeit aus-
setzen oder ganz aufheben.

22



des Vorsitzenden nicht, so kann der Vor¬
sitzende die Sitzung auf bestimmte Zeit
aussetzen oder ganz aufheben und den Ab¬
geordneten aus dem Sitzungssaal entfer¬
nen lafsen. In diesem Falle gilt der Aus¬
schluß ohne weiteres bis zum Schluß der
Sitzungsperiode. Der Vorsitzende stellt
diese Folge bei Wiedereröffnung der
Sitzung oder bei Beginn der nächsten
Sitzung fest.
<4) Der von der Sitzung ausgefchlofsene Ab¬
geordnete kann gegen den Ausschluß spä¬
testens am folgenden Werktag fchriftlich
Einspruch erheben. Der Einspruch ist auf
die Tagesordnung der nächsten Sitzung zu
setzen. Der Provinziallandtag entscheidet
ohne Besprechung; jedoch sind Anträge
von Abgeordneten über die Dauer der
Ausschließung zulässig.
(5) Bis zum Ablauf des letzten Ausschluß¬
tages darf der ausgeschlossene Abgeord¬
nete auch anAusschuß-Sitzungen nicht teil¬
nehmen; er verliert für die Tage, für
welche der Ausschluß gilt, den Anspruch
auf die im §50 vorgesehenen geldlichen
Leistungen.
(6> Der Vorsitzende hatAbgeordnete, welche
trotz ihres Ausschlusses versuchen, in die
Sitzungen des Landtages oder der Aus¬
schüsse einzudringen oder sonst die Ord¬
nung im Landtagsgebäude zu stören, den
Aufenthalt in diesem bis zum Ablauf des
letzten Ausschlußtages zu verbieten. Hier¬
von ist dem Provinziallandtag Mitteilung
3« machen.

unverändert.
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Z 3tt. Wenn ein Zuhörer Beifall oder Mißbilli¬
gung äußert oder Ordnung und Anstand verletzt,
kann er sofort entfernt werden.
(2) Entsteht störende Unruhe im Zuhörerraum, so
kaun der Vorsitzende diesen räumen lassen.

8 31. Der Kommissar der Staatsregiernng und
die zn seiner Vertretung oder Unterstützung abge¬
ordneten Staatsbeamten, der Vorsitzende und die
Mitglieder des P.A., der Landeshauptmann und die
Provinzialbeamten unterstehen, wenn sie der Sitzung
beiwohnen, der Ordnungsgewalt des Vorsitzenden.

Sch,uß s ^2. (1) Wenn sich niemand zum Wort meldet oder
der die Rednerliste erschöpft ist, erklärt der Vorsitzende

Besprechung,die Besprechung für geschlossen.
Antrag auf (2) Der P.L. kann die Besprechung auch vorher ab-
Schluß oder brechen und vertagen oder schließen. Der Antrag
Vertagung,^f Vertagung oder Schluß der Besprechung bedarf

der Unterstützung von 111 anwesenden Abgeordneten.
Findet er sie, so wird die Rednerliste vorgelesen und
dann über den Schluß- oder Vertagungsantrag ab¬
gestimmt. Er gilt als abgelehnt, wenn das Ergebnis
der Abstimmung zweifelhaft ist. Die Beschluß¬
fassung ist nnr znlässig, wenn jeder Fraktion Ge¬
legenheit gegeben war, zu Worte zu kommen.
(3) Der Schlußantrag geht dem Vertagungsantrag
bei der Abstimmung vor.
(4) Auch in einer Besprechung zur Geschäftsordnung
oder über die Anberaumung der nächsten Sitzung
oder die Feststellung der Tagesordnung ist ein
Schlußantrag zulässig.

§33. Ergreift der Kommissar der Staatsregie¬
rung oder der Landeshauptmann oder einer der zn
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Zusatz als 2. Absatz: Kann er sich kein Ge¬
hör verschaffen, so verläßt er seinen Sitz.
Die Sitzung ist alsdann auf eine Viertel-

unverändert.

unverändert.

unverändert.
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Eröffnung
der

Abstimmung,

Fassung
und

Reihenfolge
der Fragen,

ihrer Vertretung oder Unterstützung anwesenden
Beamten nach Schlnß der Besprechung das Wort,
so hat der Vorsitzende die Besprechung wieder zu
eröffnen.

8 34. (1) Nachdem die Besprechung geschlossenund
etwaige persönliche Bemerkungen erledigt sind, er¬
öffnet der Vorsitzende die Abstimmung.
(2) Er stellt die Fassung und die Reihenfolge der zu
entfcheidenden Fragen fest, und zwar so, daß sie sich
mit „Ja" oder „Nein" beantworten lassen. Sie
müssen stets in bejahendem Sinne gestellt werden!
die Fragestellung in verneinendem Sinne ist nur bei
der Gegenprobe zulässig.
(3) über die Fassung der Fragen und ihre Reihen¬
folge kann das Wort zur Gefchäftsordnung verlangt
werden. Bei Widerspruch gegen den Vorschlag des
Vorfitzenden entscheidet der P.2.

§ 35. Jeder Abgeordnete kann die Teilung der
Frage beantragen. Wenn über die Zulässigkeit der
Teilung Zweifel bestehen, entscheidet bei Ur- und
bei Abänderungsantragen der Antragsteller, sonst
der P.L.

Vorlesung 8 36. Unmittelbar vor der Abstimmung ist auf
der Antrag die Frage vorzulesen.

Finge.
Form 8 37. (1) Abgestimmt wird in der Regel durch Auf-
der stehen und Sitzenbleiben. Stimmengleichheit gilt

Abstimmung,̂ s Verneinung der gestellten Frage.
(2) Ist der Sitznngsvorstand über das Ergebnis der
Abstimmung nicht einig oder wird es von IN an¬
wesenden Abgeordneten verlangt, so wird die Ge¬
genprobe gemacht.

Teilung
der

Frage.

Zahlung
der

Stimmen.

§38. Bleibt der Sitzungsvorstand auch nach der
Gegenprobe über das Ergebnis der Abstimmung
uneinig oder wird es von 1l) anwesenden Abgeord¬
neten verlangt, so erfolgt die Zahlung der Stimmen
durch 2 vom Vorsitzenden bestimmte Abgeordnete.
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unverändert.

unverändert.

unverändert,

unverändert.

unverändert.
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Die übereinstimmende Feststellung dieser Zähler
kann nicht angezweifelt werden.

Namentliche 8 39. (1) Namentliche Abstimmung können 15 an-
Abstimmung,wesende Abgeordnete bis zur Eröffnung der Ab¬

stimmung (§ 34) verlangen.
(2) Der Vorfitzende fordert die Abgeordneten auf,
ihre Plätze einzunehmen. Hierauf sammeln die Bei»
fitzer in Urnen die verfchiedeufarbigeu Abstimmungs¬
karten. Diese tragen den Namen des Abgeordneten
und die Nezeichnnng „Ja" oder „Nein" oder „Ent¬
hält sich". Nach beendigter (Ansammlung erklärt der
Vorsitzende die Abstimmung für geschloffen. Die Bei¬
sitzer zählen die Stimmen sogleich nach der Ab¬
stimmung.
(3) Sobald das Ergebnis festgestellt ist, wird es vom
Vorfitzenden verkündet.
(4) Zwifchen der Abstimmung und der Verkündung
darf verhandelt, aber nicht beschlossen werden.
(5) Namentliche Abstimmung ist unzulässig über:
»,) Überweisung an einen Ausschuß (§ 9),
d) Sitzungszeit und Tagesordnung (HH 14, 15),
o) Schließung der Sitzung (H 17),
ä) Vertagung oder Schluß der Besprechung <§ 32)
e) Teilung der Frage (§ 35),
t) Beschlußfassung über den Einspruch gegeu den

Ordnungsruf (§ 26).

8 4«. (1) Bei allen Abstimmungen und Wahlen darf
jeder Abgeordnete mündlich erklären, daß er sich der
Abstimmung enthalte.
(2) Ferner darf jeder Abgeordnete spätestens aM
Tage nach der Abstimmung eine kurze schriftliche
Begründung feiner Abstimmung einreichen, die nicht
verlefen, aber in den Sitzungsbericht (§ 44) auf¬
genommen wird.
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Namentliche Abstimmung kann von einem
Viertel der anwesenden Abgeordneten bis zur Er¬
öffnung der Abstimmung (8 34) verlangt werden.
fönst unverändert.

unverändert.
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Wahlen. 8 41. Die vom P.L. vorzunehmenden Wahlen
erfolgen, soweit nicht andere gesetzliche Bestim¬
mungen bestehen, nach den Vorschriften der H§ 23
bis 31 des Wahlgesetzes vom 7. Oktober 1925 und
der ans Grund des § 27 dieses Gesetzes beschlossenen
Wahlordnung.

Beschluß- 8 42. (1) Der P.L. ist beschlußfähig, wenn mehr als
fähigleit. die Hälfte der gesetzlichen Mitgliederzahl anwesend

ist.
(2) Bei Wahlen und Abstimmungen zählen Stimm¬
enthaltungen und ungültige Stimmen mit zur Fest¬
stellung der Beschlußfähigkeit, nicht aber zur Be¬
rechnung der Mehrheit.
(3) Vor einer Schlußabstimmung können 5 anwe¬
sende Abgeordnete die Feststellung der Beschluß¬
fähigkeit oder Beschlußunfähigkeit verlangen. Diese
geschieht durch Zählung (§ 38). Sie unterbleibt,
wenn der Sitzungsvorstand über die Beschlußfähig¬
keit einig ist.
(4) Bei Befchlußunfähigkeit hat der Vorsitzende die
Sitzung sofort aufzuheben und nur noch Zeit und
Tagesordnnng der nächsten Sitzung zu verkünden.
(5) Ergibt sich die Beschlußuufähigkeit bei einer Ab¬
stimmung oder eiuer Wahl, fo wird in einer der
nächsten Sitzungen noch einmal abgestimmt oder
gewählt. Ein für die ergebnislofe Abstimmung ge¬
stellter Antrag auf namentliche Abstimmung bleibt
in Kraft.

Niedeischiift8 43. (1) Über jede Sitzung des P.L. wird eine
über Niederschrift angefertigt, welche namentlich die ge-

die Sitzung. f^«m Beschlüsse und das Ergebnis der Wahlen
wiedergibt und vom Vorsitzenden und zwei Bei¬
sitzern unterzeichnet wird.
(2) Die Niederschrift wird in der Regel in der nächst¬
folgenden Sitzung zur Giusichtnahme ausgelegt; sie
gilt, wenn kein Einspruch erfolgt, als genehmigt und
ist vom Vorsitzenden nnd den diensttuenden Bei¬
sitzern zu unterzeichnen. Über einen Einspruch ent-
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unverändert.
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scheidet der P.L. Die Niederschrift über die letzte
Sitzung der Tagung wird von dem Vorsitzenden und
den diensttuenden Beisitzern ohne Vorlage voll¬
zogen.
<3) Die Ausfertigung der Beschlüsse besteht in einem
von dem Vorsteher des Landtagsbüros beglaubigten
Auszug aus der Niederschrift.
(4) Die Bestallungen für die vom P.L. gewählten
Beamten werden vom Vorsitzenden und dem Lan¬
deshauptmann vollzogen.

Steno. § 44. (1) Über jede Sitzung des P.L. wird ein wört-
gmphischer zicher Bericht nach der stenographischen Aufnahme
Vencht- angefertigt.

(2) Jeder Redner erhalt eine Übertragung seiner
Rede. Ist sie bis zu der bei Zusendung angegebenen
Zeit nicht zurückgegeben, so wird Einverständnis mit
ihrem Inhalt angenommen.
<3) Es ist darauf zu achten, daß durch Änderungen in
der stenographischen Aufnahme der Sinn des Ge¬
sprochenen nicht verändert wird. Wird eine Ände¬
rung beanstandet und ist eine Einigung mit dem
Redner nicht zu erreichen, fo entfcheidet der Vor¬
fitzende.
(4) Die stenographifche Aufnahme und Übertragung
einer Nede darf vor ihrer Prüfung durch den Redner
ohne dessen Zustimmung keinem andern als dem
Vorsitzenden vorgelegt werden.
(5) Die Sitzungsberichte werden den Abgeordneten
zugestellt.

Geschäfts-ß 45. (1) Die Ausschüsse sind beschlußfähig, wenn
sühiung dei mindestens die Hälfte der Mitglieder anwefend ist.
Ausschüsse.^) Sind bis zu dem bestimmten Zeitpunkt <§ 10

Abs. 3) noch nicht sämtliche Mitglieder eines Aus¬
schusses benannt, so kann ihn der Vorsitzende des
Landtages trotzdem zusammenberufen. Fehlen in
diesem Falle der Vorsitzende und sein Stellvertreter,
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Letzter Satz Abs. 2: Die Niederschriftüber die letzte
Sitzung der Tagung wird von dem Vorsitzenden und
den diensttuenden Beisitzern ohne vorherige
Auslegung vollzogen,
sonst unverändert.

unverändert.

unverändert.
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so wählt der Ausschuß einstweilen einen Versamm¬
lungsleiter aus den anwesenden Mitgliedern.
§ 46. (1) Der Ausschuß wählt einen Schriftführer
uud eiuen stellvertreteuden Schriftführer, welche für
die Niederfchrift über die Verhandlungen und die
Ausfertigung der Befchlüsse sowie deren Abgabe an
das Landtllgsbüro Sorge zu tragen haben.
(2) Im übrigen regelt sich der Geschäftsgang in den
Ausschüssen nach den Grundsätzen dieser Geschäfts¬
ordnung.
(3> Der Vorsitzende schlägt für die einzelnen zur Be¬
ratung stehenden Gegenstände Berichterstatter für
den P. L. vor. Die Berichterstattung erfolgt münd¬
lich, wenn nicht der Ausfchuß oder der P. L. anders
bestimmt hat.
ß 47. (1) Bei Beratung von Urcmträgen kann einer
der Antragsteller mit beratender Stimme an den Be¬
ratungen im Ausschuß teilnehmen.
(2> Der Ausschuß kaun in geeigneten Fällen Ab¬
geordnete mit beratender Stimme znziehen.
(3) Der Kommissar der Staatsregierung und die zu
seiner Vertretung uud Unterstützung abgeordneten
Staatsbeamten, der Vorsitzende des P.A., die mit
der Vertretung vou Vorlagen des P.A. von diesem
beauftragten Berichterstatter, der Landeshnnpt-
mann uud die von ihm beauftragten Provinzial-
beamten können mit beratender Stimme an den
Veratungen des Nnsschusses teilnehmen; sie sind zu
den Sitzungen einzuladen und jederzeit zu hören.
(4) Die Mitglieder des P. L. können den Sitzungen
als Znhörer beiwohnen, sofern nicht geheime Be¬
ratung beschlossen worden ist.

Finanz« z 48. (1) Wenn der Beschluß eines Ausschusses
beschlülse. Aufwendungen von Provinzialmitteln erforderlich

macht, die in den vom P.A. vorgelegten Haushalts¬
pläne:: oder sonstigen Vorlagen für den betreffenden
Zweck nicht oder nicht in der erforderlichen Höhe vor¬
gesehen find, oder wenn er eine Verminderung der
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Einnahmen zur Folge hat, so muß angegeben wei¬
den, wie die nicht gedeckten Beträge oder der Aus¬
fall aufgebracht werden follen.
(2) Ein solcher Beschluß ist sofort dem Vorsitzenden
des P.A. und dem Landeshauptmann mitzuteilen,
damit der P.A. zu der Frage Stellung nehmen kann.
Weiter ist der Beschluß, tunlichst nach erfolgt«
Stellungnahme des P.A., in dem Ausschuß zu be¬
raten, zu dessen Geschäftsbereich die allgemeine
Finanzverwaltung gehört. Der Vorfitzende dieses
Ausschusses taun eine gemeinschaftliche Sitzung der
beiden Ausschüsse anberaumen. Wenn der Beschluß
an den P.L. gelangt, ist ihm über die Stellungnahme
der beiden Ausschüsse zu berichten.

Eingaben. 8 49. (1) Bei der Beratung von Eingaben in den
Ausschüssen lautet der Antrag des Ausschusses in der
Regel entweder:
»,) die Eingabe dem P.A. zur Berücksichtigung, zur

Erwägung oder als Material zu überweisen oder
d) sie durch den Beschluß über einen anderen Ge¬

genstand als erledigt zu erklären oder
«) sie zurückzuweisen oder
ck) sie für ungeeignet zur Verhandlung im P.L. zu

erklären.
(2) Im letztgenannten Falle wird der Antrag des
Ausschusses dem P.L. mitgeteilt. Wenn 5 Abgeord¬
nete die Verhandlung verlangen, geht die Eingabe
nochmals an den Ausschuß zur Prüfung und zum
Bericht, andernfalls gilt der Antrag des Ausschusses
als genehmigt. Eine sachliche Erörterung findet in
beiden Fällen nicht statt.

Eisatz der § 5N. (1) Die Abgeordneten erhalten Ersatz der not-
Baiauslagenwendigen Varauslagen und des nachweislich ent-

"^- gangenen Verdienstes fowie der nachweislich ent¬
standenen Vertretungskosten.
(2) An Stelle des Ersatzes kann ein angemessener
Pauschsatz gewährt werden.
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(3) Über die erforderlichen Bestimmungen beschließt
der Ältestenrat.

Auslegungß 51. Zweifel über die Auslegung der Geschäfts-
der Geschäfts-ordnung entscheidet der Vorsitzende, er kann aber

uiduung. ^^ ^,^ Entscheidung des P.L. herbeiführen oder
die Frage dem Geschäftsordnuugsausschusse vor¬
legen.

Angenommen vom 63. und abgeändert vom 70»
und 71. Rheinischen Provinziallandtag in den
Sitzungen vom 10. Juli 1922 bzw. 26. Januar 1926
und 23. März 1926.
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<l) Zweifel über die Auslegung der Gefchäftsord- Auslegung
nung entscheidet der Vorsitzende;er kann aber anch °" ^
einen Beschluß des P.L. herbeiführen. „„ng.

Neuer Abs. 2. (2) Eine grundsätzliche, über
den Einzelfall hinausgehende Auslegung
einer Vorschrift der Geschäftsordnung kann
nur der P.L. beschließen, und zwar nnr auf
ewen Urantrag und nach Prüfnng dnrch
den Geschäftsordnungsausfchnß.
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